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~ • JÖSTERREICHJSCHER FAMILJENBUN~~S~ -~fte 
Uberparteiliche und überkonfcssionelle Organisation östcrreichischer Familien 

(iencralsekretaria t 
1070 Wien. Mariahilter Straße 2-1. Telefon (0222) l)3R2 Il) 

An das 
Präsidium des 
Nat i onal t- ates 
Par'lament 
1017 ('JIEN 

Mitglied der 
I ntcrnationalen Union 
der Familienorganisationen 
(IUFO) in Paris 

Wien, den 24.2.88 

il~.t.ri tU.: Stell ungnahme zu einem Bundesgesetz, mi t dem 
das FamilienlastenausgleichsG 1967 geändert wird 
(Bundesministerium f. Umwelt, Jugend und Familie) 

lrifH 0 .... , 

Sehr geehrte Damen und Herren I 
i z' 

-_ .... _,;, 

I Datum: 25. FES. E88 
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Der bsterreichische Familienbund erlaubt sich, beiliegend die er-
forderliche Anzahl von Kopien seiner Stellungnahme zu einem 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 ge
ändert wird, an das Präsidium des Nationalrates zu Ubermitteln. 

Mit freundlichen Grüßen 

fu=i1~cCle: 25 Kopien Stellungnahme 

Das Organ des Österreichischen Familienbundes. die österreichische 
Zelts.chrift für Familienpolitik. erscheint viermal jährlich. Die Mitglieder 
des Osterrelchlsehen Famlhenbundes erhalten diese Zeitschrift kostenlos. 
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b$TERR~LQI Il?i=_HER XAM I L I ENBVND 
1070 Wien, Mariahilferstr. 24 

STELLUNGNAHME ZUM ENTWURF FUR EIN BUNDESGESETZ 
MIT DEM DAS FAMILIENLASTENAUSGLEICHSGESETZ 1967 GEANDERT WIRD 

Der österreichische Familienbund dankt für die Einladung zur 
Stellungnahme und darf feststellen, daß der vorgelegte Entwurf 
zur Novellierung des Familienlastenausgleichsgesetzes ln seinen 
Grundzügen seine volle Zustimmung findet. 

Der österreichische Familienbund sieht darin einen geeigneten An
satz zu einer Kostensenkung im Bereich der Schulbuchaktion. Be
sonders erfreulich scheint es, daß dabei auf das Verantwortungs
bewußtsein und die wirtschaftliche Vernunft der Eltern und Schü
ler gesetzt wird; ebenso aber, daß die administrative Belastung 
durch diese Form der Schulbuchaktion nicht erhoht würde. 

Allerdings geben wir zu bedenken, daß unter Umständen eine Gelda
biose in der Hohe von 25 v.H. einen zu geringen Anreizcharakter 
haben konnte. Wir schlagen daher vor, diesen Prozentsatz auf 30 
zu erhohen. 

Die aufgrund des Entwurfes zu erwartenden Einsparungen sollten in 
voller Hohe den Mehrkinderfamilien zugute kommen. Auf jeden Fall 
ist aber zu gewährleisten, daß die eingesparten Mittel dem 
Familienlastenausgleichsfonds, und damit den Familien, 
verbleiben. 
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3c~8u~~~ ~ .. ----~ .. .-
Peter Pitzinger.)(- Stadtrat Arthur Kuttenberg e.h. 

Bundesgeschäftsfüh~e~ Präsident 
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